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Abteilung 4.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Die Träger der Rentenversicherung

sind bei Betriebsprüfungen nicht befugt,
Arbeitgeberanteile am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag, die
nach dem Prüfergebnis in die
Wertguthaben noch einzubringen und
gegen das Risiko der Insolvenz des
Arbeitgebers abzusichern sind, um eine
Auflösung der Wertguthaben mit
entsprechender Nachverbeitragung
abzuwenden, durch Verwaltungsakt zur
Zahlung an die Einzugsstellen
festzusetzen.
2. Arbeitgeberbeitragsanteile, die das
während der Freistellungsphase fingierte
Arbeitsentgelt betreffen, sind während
der Ansparphase noch nicht fällig und
können mithin auch nicht nachgefordert
werden.
3. Ist streitig, ob die noch nicht fälligen
Arbeitgeberbeitragsanteile bereits ins
Wertguthaben eingezahlt und abgesichert
sind, bleibt als „Mittel der Wahl“ nur die
Vorgehensweise nach § 7e Abs. 6 Satz 1
SGB IV.

Normenkette SGB 4 § 28p
SGB 4 § 7d
SGB 4 § 7e Abs 6
SGB 10 § 33

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 R 1111/16
Datum 07.10.2020

2. Instanz

                             1 / 25

https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/28p.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7d.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/33.html


 

Aktenzeichen L 4 BA 3605/20
Datum 22.07.2022

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart
vom 7.Â Oktober 2020 abgeÃ¤ndert. Der Bescheid der Beklagten vom 24.
August 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25. Januar
2016 wird aufgehoben. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits tragen in beiden RechtszÃ¼gen die
KlÃ¤gerin ein Drittel und die Beklagte zwei Drittel. AuÃ�ergerichtliche
Kosten der Beigeladenen sind nicht zu erstatten.

Der Streitwert fÃ¼r das Berufungsverfahren wird auf 11.083,25 â�¬
endgÃ¼ltig festgesetzt.
Â 

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die AuflÃ¶sung von Wertguthabenvereinbarungen
aufgrund unzureichender Insolvenzabsicherung und die Festsetzung einer
Nachforderung in HÃ¶he von 11.083,25 â�¬ durch einen
BetriebsprÃ¼fungsbescheid.

Die KlÃ¤gerin betreibt in der Rechtsform einer GmbH eine Unternehmensberatung,
die SoftwarelÃ¶sungen und betriebswirtschaftliche Dienstleistungen fÃ¼r
Abfallwirtschaftsbetriebe anbietet. Sie beschÃ¤ftigt ca. 40 Mitarbeiter. Mit mehreren
Arbeitnehmern, darunter die Beigeladenen zu 1 bis 4 sowie zu 7 bis 10, schloss sie
im Jahr 2003 ErgÃ¤nzungsvereinbarungen zum Arbeitsvertrag. Darin wurde
vertraglich vereinbart, dass die KlÃ¤gerin fÃ¼r den jeweiligen Arbeitnehmer ein
individuelles Zeitwertkonto einrichtet, auf dem die Zeitwerte in Geld erfasst und
gefÃ¼hrt werden, der Arbeitnehmer durch schriftliche ErklÃ¤rung auf bis zu 100
Prozent seines Arbeitsentgelts verzichten kann, die entsprechenden BetrÃ¤ge nicht
zur Auszahlung an den Arbeitnehmer gelangen, sondern auf das Zeitwertkonto
eingestellt werden und der Arbeitnehmer das Zeitwertguthaben spÃ¤ter in einem
befristeten Zeitraum fÃ¼r eine bezahlte Freistellung von der Arbeit nutzen kann. In
der Vereinbarung wurde zudem bestimmt, dass die KlÃ¤gerin zur Absicherung des
jeweiligen Arbeitnehmers und zur Finanzierung des Anspruchs auf bezahlte
Freistellung bei einer Bankgesellschaft ein VermÃ¶gensverwaltungsdepot einrichtet
(wegen der Einzelheiten der vertraglichen Regelungen wird auf die
ErgÃ¤nzungsvereinbarungen Ã¼ber die Verwendung von Bestandteilen kÃ¼nftiger
AnsprÃ¼che und die Bildung eines Zeitwertkontos, PrÃ¼fmittelordner I, Bezug
genommen). Die daraufhin eingerichteten Wertpapierdepots verpfÃ¤ndete die
KlÃ¤gerin mit gesonderten Vereinbarungen an die jeweiligen Arbeitnehmer. Nach
Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen fÃ¼r die
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Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen und zur Ã�nderung anderer Gesetze
(FlexiG II) am 1. Januar 2009 kÃ¼ndigte die KlÃ¤gerin die geschlossenen
ErgÃ¤nzungsvereinbarungen mit Wirkung zum 31. Dezember 2009, sodass weitere
Einzahlungen auf die Wertguthaben nicht mehr erfolgen konnten (vgl. Schreiben der
KlÃ¤gerin vom 28. September 2009, Bl.Â 160 f. der SG-Akte). Anfang 2012
vereinbarte sie mit den betroffenen Arbeitnehmern sodann einen Nachtrag zu den
ErgÃ¤nzungsvereinbarungen, mit dem u.a. in Anlehnung an Â§ 7e Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) Vorkehrungen getroffen wurden, um die bereits
angesparten Wertguthaben einschlieÃ�lich der darin enthaltenen Lohnsteuern
gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitgebers vollstÃ¤ndig abzusichern (vgl.
Nachtrag zur ErgÃ¤nzungsvereinbarung Ã¼ber die Verwendung von Bestandteilen
kÃ¼nftiger AnsprÃ¼che und die Bildung eines Zeitwertkontos, Bl.Â 162 ff. SG-Akte).
Im MÃ¤rz 2012 schlossen die KlÃ¤gerin und die Beigeladenen zu 1 bis 10 (neue)
ErgÃ¤nzungsvereinbarungen Ã¼ber die Teilnahme an einem Zeitwertkontenmodell,
in denen erneut die Einrichtung und FÃ¼hrung von Wertguthaben fÃ¼r spÃ¤tere
Freistellungsphasen vereinbart wurde (wegen der Einzelheiten wird auf die
ErgÃ¤nzungsvereinbarungen vom 12. MÃ¤rz 2012 Ã¼ber die Teilnahme des
Arbeitnehmers an einem Zeitwertkontenmodell im Unternehmen des Arbeitgebers,
PrÃ¼fmittelordner I, Bezug genommen). WÃ¤hrend der Laufzeit der geschlossenen
Vereinbarung wurden in die Wertguthaben der Beigeladenen zu 1 bis 10 jeweils
Arbeitsentgelt und der darauf entfallende Arbeitgeberanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag fÃ¼r Entgelte bis zur Beitragsbemessungsgrenze
eingestellt. FÃ¼r Entgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze unterblieb eine
Einzahlung des Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag sowie eine
Insolvenzsicherung.

Ab Mai 2013 fÃ¼hrte die Beklagte bei der KlÃ¤gerin eine BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r
die Kalenderjahre 2009 bis 2012 durch, wobei sie u.a. auch den Insolvenzschutz im
Zusammenhang mit den Wertguthabenvereinbarungen prÃ¼fte. Mit Schreiben vom
29. November 2013 hÃ¶rte sie die KlÃ¤gerin zu einer Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen in HÃ¶he von insgesamt 13.340,08 â�¬ an. In
mehreren FÃ¤llen, darunter die PrÃ¼ffÃ¤lle der Beigeladenen zu 1 bis 10,
beanstandete sie, dass die von der KlÃ¤gerin gewÃ¤hlten Sicherungsmittel den im
Wertguthaben enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht in voller HÃ¶he
umfassten und deshalb keinen ausreichenden Insolvenzschutz darstellten. Im
Rahmen der stichprobenweise durchgefÃ¼hrten PrÃ¼fung sei festgestellt worden,
dass bei Ã�berschreitung der Beitragsbemessungsgrenze die Einstellung der
Arbeitgeberanteile nicht in voller HÃ¶he erfolgt sei. Da in der Freistellungsphase
auch Ã¼ber der Beitragsbemessungsgrenze erzieltes und ins Wertguthaben
eingestelltes Arbeitsentgelt regelmÃ¤Ã�ig beitragspflichtig entspart werde, sei der
Arbeitgeberbeitragsanteil auf die volle HÃ¶he des Arbeitsentgelts ohne Begrenzung
auf die Beitragsbemessungsgrenze einzustellen. Die Beklagte wies darauf hin, dass
die betroffenen Wertguthabenvereinbarungen deshalb als von Anfang an
unwirksam anzusehen seien, die Wertguthaben anstelle der RÃ¼ckabwicklung wie
in einem StÃ¶rfall aufgelÃ¶st und der Beitragsentrichtung unterworfen werden
kÃ¶nnten, die KlÃ¤gerin aber auch die MÃ¶glichkeit habe, den Mangel innerhalb
von zwei Monaten zu beheben und eine ausreichende Insolvenzsicherung
nachzuweisen.
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Mit Stellungnahme vom 2. Januar 2014 wies die KlÃ¤gerin die Beanstandungen der
Beklagten zurÃ¼ck. Die Forderung der Beklagten, in die Wertguthaben
Arbeitgeberbetragsanteile auf die volle HÃ¶he des Arbeitsentgelts ohne Begrenzung
auf eine Beitragsbemessungsgrenze einzustellen, finde im Gesetz keine Grundlage
und verstoÃ�e auch gegen das beitragsrechtliche Entstehungsprinzip. Denn in der
Ansparphase verhindere das Ã�berschreiten der Beitragsbemessungsgrenze
zunÃ¤chst eine Beitragspflicht. Diese entstehe vielmehr erst, wenn das
Wertguthaben in einer Freistellungsphase beitragspflichtig werde. Die gesetzlichen
Vorschriften zum Insolvenzschutz von Wertguthaben dienten dabei allein dazu, den
Gesamtsozialversicherungsbeitrag im Insolvenzfall als mÃ¶glichen StÃ¶rfall
abzusichern. In einem StÃ¶rfall mÃ¼sse ein Gesamtsozialversicherungsbeitrag aber
nur gezahlt werden, wenn die sog. â��SV-Luftâ�� (d.h. die Differenz zwischen der
Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen Versicherungszweiges und dem im
betreffenden Zeitraum erzielten beitragspflichtigen Arbeitsentgelt, vgl.
Gemeinsames Rundschreiben der SpitzenverbÃ¤nde der Sozialversicherung zur
Sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen vom 31. MÃ¤rz 2009,
unter 4.6.2.1 â�� im Folgenden: Rundschreiben der SpitzenverbÃ¤nde vom 31.
MÃ¤rz 2009) grÃ¶Ã�er Null sei, was bei den beanstandeten FÃ¤llen gerade nicht der
Fall sei. In den PrÃ¼ffÃ¤llen sei den Wertguthaben der betroffenen Arbeitnehmer
deshalb Ã¼berhaupt kein Gesamtsozialversicherungsbeitrag hinzuzurechnen.

Nach nochmaliger Ã�berprÃ¼fung des Sachverhaltes akzeptierte die Beklagte
daraufhin bei einigen Arbeitnehmern â�� darunter dem Beigeladenen zu 9 â�� den
Insolvenzschutz der geschlossenen Wertguthabenvereinbarungen als ausreichend.
Dies teilte sie der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 26.Â Mai 2014 mit und hÃ¶rte
zugleich nochmals zur beabsichtigten Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen aus unwirksamen Wertguthabenvereinbarungen an.
Die vorausgegangene AnhÃ¶rung habe nicht die zu zahlenden
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge aus den aufzulÃ¶senden Wertguthaben â��
unter BerÃ¼cksichtigung der SV-Luft â�� beinhaltet, sondern lediglich die zu wenig
eingestellten Arbeitgeberbeitragsanteile ausgewiesen. Da die fehlenden
Arbeitgeberbeitragsanteile bislang nicht eingestellt worden seien und somit die
gewÃ¤hlten Sicherungsmittel nicht den im Wertguthaben enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag in voller HÃ¶he umfassten, sei die
Wertguthabenvereinbarung als von Anfang an unwirksam anzusehen. Es sei daher
beabsichtigt, die Wertguthabenvereinbarungen wie in einem StÃ¶rfall aufzulÃ¶sen.
Das habe zur Folge, dass die aus dem Wertguthaben zu zahlenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrage sofort fÃ¤llig wÃ¼rden, es sei denn, ein
geeigneter Insolvenzschutz werde umgehend nachgewiesen. Hinsichtlich der
Zusammenstellung der BeitrÃ¤ge wurde in dem Schreiben auf die beigefÃ¼gte
Anlage â��Berechnung der BeitrÃ¤geâ�� verwiesen, in welcher fÃ¼r die
Beigeladenen zu 1, zu 3 bis 6 und zu 10 eine Beitragssumme aus der AuflÃ¶sung
der Wertguthaben von insgesamt 21.972,83 â�¬ ermittelt wurde.

Die KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�erte sich hierzu mit Schreiben vom 11. Juni 2014 und gab an,
die beanstandeten Wertguthaben seien vollstÃ¤ndig gegen das Risiko der Insolvenz
des Arbeitgebers abgesichert. Bei allen genannten Arbeitnehmern sei die
Wertguthabenvereinbarung vor dem 31. Dezember 2008 und damit vor
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Inkrafttreten der Neuregelung des FlexiG II geschlossen worden, sodass die
Ã�bergangsregelung des Â§ 116 Abs. 3 SGB IV anzuwenden sei. Lediglich mit den
Beigeladenen zu 5 und 6 seien die Wertguthabenvereinbarungen erst zu einem
spÃ¤teren Zeitpunkt abgeschlossen worden. Mit jedem der Arbeitnehmer seien
Vorkehrungen fÃ¼r den Fall der Insolvenz vereinbart worden. FÃ¼r die
Arbeitnehmer sei jeweils ein Wertpapierdepot bei einer deutschen Bank eingerichtet
worden, auf das die VergÃ¼tungsbestandteile, auf deren Auszahlung die
Arbeitnehmer zugunsten ihres Wertguthabens verzichtet hÃ¤tten, vollstÃ¤ndig
eingezahlt worden seien. Zur Absicherung sei ein schuldrechtliches
VerpfÃ¤ndungsmodell mit ausreichender Sicherung gegen KÃ¼ndigung vereinbart
worden. Die Arbeitgeberanteile zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag seien mit in
die Wertpapierdepots eingezahlt worden. FÃ¼r Arbeitsentgelte oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze seien aber entgegen der Forderung der Beklagten
Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht einzustellen. Denn
andernfalls wÃ¼rden die Arbeitgeber in unzumutbarer Weise belastet und die
betroffenen Arbeitnehmer ungerechtfertigt bevorzugt. Denn die Arbeitgeber
wÃ¼rden verpflichtet, Beitragszahlungen zu leisten, die sie zum Zeitpunkt der
tatsÃ¤chlichen Arbeitsleistung ohne BerÃ¼cksichtigung der
Wertguthabenvereinbarung Ã¼berhaupt nicht erbringen mÃ¼ssten. Die
betreffenden Arbeitnehmer wÃ¼rden in einem StÃ¶rfall demgegenÃ¼ber deutlich
bessergestellt als Arbeitnehmer, die nur Arbeitsentgelte unterhalb der
Beitragsbemessungsgrenzen in ihr Wertguthaben eingestellt hÃ¤tten. Denn ihre
Wertguthaben seien in einem StÃ¶rfall bei einer SV-Luft gleich Null nicht um
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge zu kÃ¼rzen, sodass ihnen der vom Arbeitgeber in das
Wertguthaben fÃ¼r VergÃ¼tungsbestandteile oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze eingestellte Anteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag als zusÃ¤tzliches Arbeitsentgelt zuflieÃ�en
wÃ¼rde.

Nach weiterem Schriftwechsel stellte die Beklagte schlieÃ�lich mit Bescheid vom
24. August 2015 fest, dass die sich aus der PrÃ¼fung ergebende Nachforderung
11.083,25 â�¬ betrage. Es sei festgestellt worden, dass die von der KlÃ¤gerin
gewÃ¤hlten Sicherungsmittel den im Wertguthaben enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht in voller HÃ¶he umfassten, da bei
mehreren Arbeitnehmern fÃ¼r Entgeltbestandteile Ã¼ber der
Beitragsbemessungsgrenze keine Arbeitgeberanteile zum
Gesamtsozialversicherungsbeitrag insolvenzgesichert worden seien. Die KlÃ¤gerin
habe die MÃ¶glichkeit, den Mangel innerhalb von zwei Monaten zu beheben und
eine ausreichende Insolvenzsicherung (nachtrÃ¤glich) nachzuweisen. Werde der
Nachweis einer geeigneten, ausreichenden Insolvenzsicherung nicht innerhalb
dieser Frist erbracht, werde der aus dem Wertguthaben zu zahlende
Gesamtsozialversicherungsbeitrag sofort fÃ¤llig und sei innerhalb der Zahlungsfrist,
d.h. bis zum drittletzten Bankarbeitstag des Monats, der dem Datum des
Bescheides folge, an die zustÃ¤ndige Einzugsstelle zu zahlen. Im Bescheid wurde
sowohl hinsichtlich der sich im Einzelnen ergebenden BetrÃ¤ge, die unter
BerÃ¼cksichtigung der Zahlungsfrist an die Einzugsstellen zu zahlen seien, als auch
bezÃ¼glich der in den Wertguthaben nicht eingestellten Arbeitgeberbeitragsanteile
auf die Anlage bzw. beigefÃ¼gten Berechnungsanlagen verwiesen. In der Anlage
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â��Berechnung der BeitrÃ¤ge nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IVâ�� berechnete die
Beklagte dabei fÃ¼r die Beigeladenen zu 1 bis 10 fÃ¼r ZeitrÃ¤ume aus den Jahren
2003 bis 2012 jeweils die Differenz zwischen den bisher im Wertguthaben
eingestellten BeitrÃ¤gen und dem â��Beitrag neuâ�� und wies in der Anlage
â��Nachweis der BeitrÃ¤ge nach Â§ 28p Abs. 1 SGB IVâ�� fÃ¼r die einzelnen
Kalenderjahre die auf die jeweils zustÃ¤ndige Einzugsstelle entfallende Summe der
auf diese Weise ermittelten BeitrÃ¤ge als â��Summierung-Nachberechnungâ�� aus.

Die Beklagte unterrichtete in der Folge die betroffenen Einzugsstellen â�� darunter
die Beigeladenen zu 11 und 13 â�� zunÃ¤chst Ã¼ber die nachberechneten
BeitrÃ¤ge, teilte diesen mit Schreiben vom 22. September 2015 dann aber mit, dass
sie den Bescheid vom 24. August 2015 als gegenstandslos betrachten sollten. Mit
dem Bescheid sei festgestellt worden, dass die gewÃ¤hlten Sicherungsmittel den im
Wertguthaben enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht in voller um
HÃ¶he umfassten. Aus VereinfachungsgrÃ¼nden seien die fehlenden
Arbeitgeberanteile dabei als â��Nachberechnungenâ�� ausgewiesen worden. Es
handle sich nicht um fÃ¤llige SozialversicherungsbeitrÃ¤ge. Vielmehr sei der
KlÃ¤gerin die MÃ¶glichkeit eingerÃ¤umt worden, den Mangel innerhalb von zwei
Monaten zu beheben und eine ausreichende Insolvenzsicherung nachzuweisen.

Die KlÃ¤gerin legte gegen den PrÃ¼fbescheid Widerspruch ein. Sie machte im
Wesentlichen geltend, die Forderung, BeitrÃ¤ge auch fÃ¼r Entgeltbestandteile
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze in die Wertguthaben einzuzahlen und
vollstÃ¤ndig gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitgebers abzusichern, lasse
sich nur aus dem Rundschreiben der SpitzenverbÃ¤nde vom 31.Â MÃ¤rz 2009
ableiten. Einer derartigen Verwaltungsanweisung komme jedoch keine
GesetzesqualitÃ¤t zu. Den SpitzenverbÃ¤nden der Sozialversicherung sei daran
gelegen gewesen, das durch die Neuregelung des FlexiG II entstandene Problem zu
beheben, dass BeschÃ¤ftigte nach Beendigung ihrer BeschÃ¤ftigung nun die
Ã�bertragung des Wertguthabens auf die Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund
verlangen kÃ¶nnten und diese dann in die Arbeitgeberpflichten eintrete und ggf.
Arbeitgeberbeitragsanteile zu entrichten habe, die wegen Ã�berschreitens der
Beitragsbemessungsgrenze zuvor nicht in das Wertguthaben eingestellt worden
seien. Denn die DRV Bund verfÃ¼ge weder Ã¼ber die hierzu notwendigen Mittel,
noch Ã¼ber die rechtliche MÃ¶glichkeit, vom bisherigen Arbeitgeber den fehlenden
Arbeitgeberbeitragsanteil nachzufordern. Die Behebung des Problems sei jedoch
Aufgabe des Gesetzgebers. Im Ã�brigen habe die Beklagte Fragen zum Gegenstand
der PrÃ¼fung gemacht, die Ã¼berhaupt kein zulÃ¤ssiger Gegenstand eines
PrÃ¼fbescheides seien.

Ã�ber das anhÃ¤ngige Widerspruchsverfahren informierte die Beklagte die
Einzugsstellen mit Schreiben vom 16. November 2015. Dabei teilte sie mit, dass der
Bescheid vom 24. August 2015 entgegen der ursprÃ¼nglichen Mitteilung nicht
insgesamt gegenstandslos sei. Die frÃ¼heren AusfÃ¼hrungen hÃ¤tten sich lediglich
auf die spÃ¤tere FÃ¤lligkeit aufgrund der Verbeitragung des Wertguthabens im
Rahmen eines StÃ¶rfalls bezogen.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies der Widerspruchsauschuss der Beklagten mit
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Widerspruchsbescheid vom 25. Januar 2016 zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er
aus, durch den angefochtenen PrÃ¼fbescheid seien die angesparten Wertguthaben
im Rahmen einer RÃ¼ckabwicklung entsprechend dem Entstehungsprinzip
verbeitragt worden. Hierbei habe sich zum Zeitpunkt der BetriebsprÃ¼fung eine
Beitragsnachforderung fÃ¼r noch nicht verjÃ¤hrte
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge und Umlagen in HÃ¶he von 11.083,25 â�¬
ergeben. Die Verbeitragung der Arbeitsentgelte sei aufgrund der unvollstÃ¤ndigen
Insolvenzsicherung fÃ¼r Entgeltbestandteile oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze erfolgt. Seit dem 1. Januar 2009 schreibe Â§ 7d SGB IV
vor, dass Wertguthaben als Arbeitsentgeltguthaben einschlieÃ�lich des darauf
entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu fÃ¼hren
seien. Demnach setze sich das Wertguthaben aus dem Entgeltguthaben und den
auf dieses Entgeltguthaben entfallenden Arbeitgeberbeitragsanteilen zusammen.
Dies gelte auch fÃ¼r Entgeltbestandteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze,
die in das Wertguthaben eingebracht worden seien (Bezugnahme auf BT-Drs.
16/10289 und den Frage-Antwort-Katalog der Spitzenorganisationen der
Sozialversicherung zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht fÃ¼r flexible
Arbeitszeitregelungen vom 13. April 2010, Ziffer 4.5.4). Dass beim Aufbau eines
Wertguthabens durch Einbringung von Arbeitsentgelt zuzÃ¼glich des
Arbeitgeberanteils die Beitragsbemessungsgrenze nicht zu berÃ¼cksichtigen sei,
sei nochmals im Bericht der Bundesregierung Ã¼ber die Auswirkungen des FlexiG II
vom 14. MÃ¤rz 2012 (BT-Drucksache 17/8991) klargestellt worden. Die
RentenversicherungstrÃ¤ger hÃ¤tten daher im Rahmen der PrÃ¼fung nach Â§ 7e
SGB IV festzustellen, ob auch bei Entgeltbestandteilen Ã¼ber der
Beitragsbemessungsgrenze, die seit 1. Januar 2009 in Wertguthaben angespart
wÃ¼rden, der entsprechende Arbeitgeberanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag vom Arbeitgeber in das Wertguthaben eingestellt
und gegen Insolvenz gesichert worden sei. Dies gelte hinsichtlich der PrÃ¼fung der
Insolvenzsicherung auch fÃ¼r die Arbeitgeberanteile am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag fÃ¼r vor 2009 angesparte Wertguthaben. Denn
bereits nach alter Rechtslage (Â§ 7a, Â§ 7d i.V.m. Â§ 7b SGB IV a.F.) habe sich der
Insolvenzschutz auf den Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag
erstreckt, sodass sich durch das FlexiG II hinsichtlich der Verpflichtung zur
Insolvenzsicherung des Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag
und dessen abzusichernden Umfangs keine Ã�nderung ergeben habe und deshalb
insoweit auch nicht zwischen Wertguthaben zu differenzieren sei, die vor oder ab
2009 aufgebaut worden seien.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 25. Februar 2016 Klage beim Sozialgericht
Stuttgart (SG), mit der sie sich gegen die Beitragsnachforderung wandte und die
von den Einzugsstellen auf die Forderung eingezogen BetrÃ¤ge nebst gesetzlicher
Zinsen erstattet verlangte.

Zur BegrÃ¼ndung nahm sie auf ihr bisheriges Vorbringen Bezug und fÃ¼hrte
ergÃ¤nzend aus, die Beklagte habe die BeitrÃ¤ge rechtsgrundlos nacherhoben.
Sowohl vor dem 1. Januar 2009 als auch danach seien in die Wertguthaben der
Beigeladenen zu 1 bis 10 fÃ¼r eingebrachte VergÃ¼tungsanteile auch
Arbeitgeberanteile zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag bis zum Erreichen der
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jeweiligen Beitragsbemessungsgrundlage eingezahlt worden. Damit sei sie ihrer
Verpflichtung, das Wertguthaben einschlieÃ�lich des darin enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrages gegen das Risiko der Insolvenz des
Arbeitgebers vollstÃ¤ndig abzusichern, vollumfÃ¤nglich nachgekommen. Nach den
gesetzlichen Regelungen sei der Arbeitgeber nicht verpflichtet, wÃ¤hrend der
Arbeitsphase auch fÃ¼r Ã¼ber die Beitragsbemessungsgrenze hinausgehendes
Arbeitsentgelt einen Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag in das
Wertguthaben einzustellen. Denn die Beitragsbemessungsgrenze, welcher das
Bundesverfassungsgericht und das Bundessozialgericht (BSG) in ihrer
Rechtsprechung zum Rentenversicherungsrecht seit jeher einen hohen Stellenwert
einrÃ¤umten (Verweis auf BSG, Urteil vom 10. April 2003 â�� B 4 RA 41/02Â R
Â â��), gebe das hÃ¶chste Bruttoentgelt fÃ¼r die Berechnung des Beitrages zur
jeweiligen Sozialversicherung an. Ihr Ã�berschreiten in der Ansparphase schlieÃ�e
das Entstehen einer Beitragspflicht â�� auch fÃ¼r den Arbeitgeberanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag â�� aus. Eine Beitragspflicht entstehe vielmehr
erst, wenn das Wertguthaben in der Freistellungsphase ausgezahlt und damit
beitragspflichtig werde. Dann sei der Arbeitgeber aufgrund der Fiktion eines
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses wÃ¤hrend der Freistellung von der Arbeit
verpflichtet, das Arbeitsentgelt bis zur HÃ¶he der dann geltenden
Beitragsbemessungsgrenze zu den dann geltenden BeitragssÃ¤tzen zu verbeitragen
und den Gesamtsozialversicherungsbeitrag einschlieÃ�lich des darin enthaltenen
Arbeitgeberbeitragsanteils an die Beitragseinzugsstellen abzufÃ¼hren. Zwar seien
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam verpflichtet, Vorkehrungen zu treffen,
um das Wertguthaben einschlieÃ�lich des darin enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrages gegen das Risiko der Insolvenz des
Arbeitgebers vollstÃ¤ndig abzusichern. Bei einer Insolvenz des Arbeitgebers trete
allerdings ein sog. StÃ¶rfall ein, bei dem nach Â§ 23b Abs. 2 Satz 1 SGB IV nur der
Teil des Wertguthabens beitragspflichtig werde, der bereits zum Zeitpunkt der
Arbeitsleistung beitragspflichtig gewesen wÃ¤re, wenn er nicht in ein Wertguthaben
Ã¼bertragen worden wÃ¤re. Auch nur dieser Teil des Wertguthabens sei deshalb
gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitgebers abzusichern, was sie und die
Beigeladenen getan hÃ¤tten. Der Gesetzgeber habe ausschlieÃ�lich fÃ¼r den Fall,
dass der Arbeitgeber infolge Insolvenz zur ErfÃ¼llung seiner beitragsrechtlichen
Verpflichtungen nicht mehr in der Lage sei, eine verpflichtende Insolvenzsicherung
der Wertguthaben und der darauf entfallenden Arbeitgeberbeitragsanteile normiert,
keineswegs aber die von der Beklagten bereits fÃ¼r die Ansparphase geforderte
vorweggenommene Verbeitragung in einer (ungewissen) spÃ¤teren
Freistellungsphase vorgesehen. Mit der Anweisung im gemeinsamen Rundschreiben
vom 31. MÃ¤rz 2009, bei der Einzahlung von Arbeitsentgelt und des
dazugehÃ¶rigen Arbeitgeberanteils in Wertguthaben die
Beitragsbemessungsgrenze nicht zu berÃ¼cksichtigen, hÃ¤tten die
SpitzenverbÃ¤nde der SozialversicherungstrÃ¤ger deshalb gegen den Grundsatz
der GesetzmÃ¤Ã�igkeit der Verwaltung verstoÃ�en. Da die Beklagte im Rahmen der
BetriebsprÃ¼fung nur die ErfÃ¼llung der Pflichten von Arbeitgebern nach dem SGB
IV prÃ¼fen dÃ¼rfe, habe sie mit dem angefochtenen Bescheid ihren PrÃ¼fauftrag
Ã¼berschritten. Denn sie habe auch Arbeitgeberanteile an den
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤gen als vor einer Insolvenz zu schÃ¼tzen
ausgewiesen, die in einem solchen StÃ¶rfall vom Arbeitgeber nicht zu zahlen
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wÃ¤ren. Auch in den streitigen PrÃ¼ffÃ¤llen seien im Falle einer AuflÃ¶sung der
Wertguthaben im StÃ¶rfall keine BeitrÃ¤ge mehr nachzuentrichten. Als Nachweise
legte die KlÃ¤gerin u.a. eine Aufstellung der aufgeschobenen Gehaltsbestandteile
sowie DepotauszÃ¼ge vor (wegen der Einzelheiten wird auf Bl. 144 f. und 205 ff.
der SG-Akten verwiesen).

Die Beklagte trat der Klage unter Bezugnahme auf den Widerspruchsbescheid
entgegen. Zudem fÃ¼hrte sie aus, das Gesetz fordere in Â§ 7d Abs. 1 SGB IV, dass
zum Arbeitsentgeltguthaben stets der sich aus diesem Betrag zu errechnende
Arbeitgeberanteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag ins Wertguthaben
einzustellen sei. Der Gesetzgeber habe insoweit bewusst den Begriff
â��Arbeitsentgeltâ�� und nicht den Begriff der beitragspflichtigen Einnahme
verwandt. Bereits aus dem Gesetz leite sich daher ab, dass der Arbeitgeberanteil
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag gemeint sei, der grundsÃ¤tzlich auf die
Arbeitsentgeltsumme entfalle. Eine explizite BeschrÃ¤nkung auf die
Beitragsbemessungsgrenze, wie sie der Gesetzgeber in Vorschriften zur
Beitragsberechnung oder zur Bestimmung der beitragspflichtigen Einnahme sonst
vorgesehen habe (bspw. Â§ 22 Abs. 2 SGB IV, Â§ 23a Abs. 3 und 4 SGB IV, Â§ 23b
Abs. 1, 2 und 2a SGB IV), enthalte das Gesetz gerade nicht. Die beanstandeten
Wertguthabenvereinbarungen betrÃ¤fen MischfÃ¤lle mit Wertguthaben vor und
nach dem 1. Januar 2009 sowie nach dem 1. Januar 2009 geschlossene
Wertguthabenvereinbarungen. In den streitgegenstÃ¤ndlichen MischfÃ¤llen sei ein
StÃ¶rfall bereits eingetreten, da die AltvertrÃ¤ge der Beigeladenen zu 1 bis 4 sowie
8 bis 10 von der KlÃ¤gerin zum 31.Â Dezember 2009 gekÃ¼ndigt und
anschlieÃ�end nicht nahtlos fortgefÃ¼hrt worden seien. Im Ã�brigen sei davon
auszugehen, dass von der KlÃ¤gerin fÃ¼r Zeiten vor 2009 keine Arbeitgeberanteile
in die Wertguthaben eingezahlt worden seien, da dies erst fÃ¼r ab dem 1. Januar
2009 ins Wertguthaben eingestelltes Arbeitsentgelt gesetzlich vorgeschrieben sei.
Zudem kÃ¶nne festgestellt werden, dass fÃ¼r Wertguthaben, welches oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze der Renten- und Arbeitslosenversicherung angespart
worden sei, keine Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag in die
Wertguthaben eingestellt worden seien. Dies werde von der KlÃ¤gerin auch nicht
bestritten. Im Rahmen einer BetriebsprÃ¼fung seien die
Wertguthabenvereinbarungen durch Verwaltungsakt von Beginn an aufzulÃ¶sen,
wenn Feststellungen im Sinne von Â§ 7e Abs. 6 Nr. 1 bis 4 SGB IV getroffen
wÃ¼rden. Anstelle einer RÃ¼ckabwicklung der Wertguthaben kÃ¶nne nach dem
Rundschreiben der SpitzenverbÃ¤nde vom 31. MÃ¤rz 2009 das Wertguthaben auch
wie in einem StÃ¶rfall aufgelÃ¶st und verbeitragt werden. Bei einer
StÃ¶rfallberechnung sei Bemessungsgrundlage ausschlieÃ�lich das Wertguthaben
und zwar hÃ¶chstens bis zu der fÃ¼r den einzelnen Versicherungszweig fÃ¼r die
Dauer der Arbeitsphase festgestellten sog. SV-Luft. WÃ¤hrend in der AnhÃ¶rung
vom 26. Mai 2014 die Wertguthaben der betroffenen Arbeitnehmer der SV-Luft
gegenÃ¼bergestellt worden seien, sei im Bescheid vom 24. August 2015 entgegen
der AnkÃ¼ndigung keine StÃ¶rfallberechnung, sondern abweichend hiervon eine
sogenannte RÃ¼ckrechnung (Zuordnung der Wertguthaben in den einzelnen
Monaten) vorgenommen worden. Die im Bescheid hierzu ermittelten BetrÃ¤ge
lieÃ�en sich anhand der vorliegenden Akten nicht vollstÃ¤ndig nachvollziehen. Es
bestÃ¼nden nicht nachvollziehbare Abweichungen zwischen der Verbeitragung
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durch den angefochtenen Bescheid, den Werten aus der AnhÃ¶rung und den nun
nochmals durchgefÃ¼hrten Berechnungen der BeitrÃ¤ge.

Im Verlauf des Verfahrens erstellte die Beklagte zunÃ¤chst verschiedene
Aufstellungen und Beitragsberechnungen auf der Grundlage der vorliegenden
Unterlagen und Informationen (wegen der Einzelheiten wird auf Bl. 65 bis 68, Bl.
178-179 und Bl. 188 f. der SG-Akte Bezug genommen). Auf der Grundlage dieser
Berechnungen unterbreitete sie einen Vergleichsvorschlag, wonach sie die FÃ¤lle
der Beigeladenen zu 1, zu 2, zu 3, zu 4, zu 7 und zu 10 nicht mehr beanstandete
und insoweit keine Forderung mehr geltend mache (vgl. Bl. 178 ff. sowie 188 f der
SG-Akte). Mit Schreiben vom 20. Mai 2020 erklÃ¤rte die Beklagte sodann, nach
RÃ¼cksprache mit der PrÃ¼ferin seien mit dem angefochtenen Bescheid vom 24.
August 2015 entgegen der bisherigen AusfÃ¼hrungen keine Beitragsforderungen
festgestellt, sondern vielmehr die fehlenden Arbeitgeberanteile fÃ¼r Arbeitsentgelt
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze, mithin die noch nicht
insolvenzgesicherten Arbeitsentgelte, dargestellt worden. Hierzu seien die
eingestellten Wertguthabenentgelte fiktiv verbeitragt, anschlieÃ�end die so
ermittelten SozialversicherungsbeitrÃ¤ge mit den bereits eingestellten
Arbeitgeberanteilen verglichen und die sich ergebende Differenz der zu wenig
eingestellten Arbeitgeberanteile dann mit dem Bescheid ausgewiesen worden. Eine
StÃ¶rfallberechnung sei nach Auskunft der PrÃ¼ferin mit dem Bescheid nicht
erfolgt. Vielmehr habe der KlÃ¤gerin nochmals die MÃ¶glichkeit gegeben werden
sollen, die fehlenden Arbeitgeberanteile nachzuweisen bzw. ins Wertguthaben
â��nachzuschieÃ�enâ��, um einen StÃ¶rfall zu verhindern. FÃ¼r den Fall, dass die
KlÃ¤gerin dieser Aufforderung nicht innerhalb der gesetzlichen Frist von zwei
Monaten nachkomme, sei beabsichtigt gewesen, in einem zweiten Bescheid die
Beitragsforderungen aufgrund einer StÃ¶rfallberechnung festzusetzen. Lediglich in
der AnhÃ¶rung vom 26. Mai 2014 sei der KlÃ¤gerin bereits mitgeteilt worden,
welche GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¤llig wÃ¼rden, sofern die
Arbeitgeberanteile fÃ¼r Entgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze nicht ins
Wertguthaben eingestellt wÃ¼rden. Dabei hÃ¤tten sich bei der StÃ¶rfallberechnung
fÃ¼r die Beigeladenen zu 2, zu 8 und zu 9 aufgrund der fehlenden SV-Luft zwar
keine beitragsrechtlichen Beanstandungen ergeben. Da aber auch bei diesen
Arbeitnehmern Arbeitgeberanteile von der KlÃ¤gerin nicht in voller HÃ¶he ins
Wertguthaben eingestellt worden seien, seien die FÃ¤lle dennoch zu beanstanden,
mit der Folge, dass auch in diesen FÃ¤llen die Wertguthabenvereinbarungen
aufzulÃ¶sen seien.

Mit Beschluss vom 23. Juli 2020 lud das SG die betroffenen Arbeitnehmer und nach
entsprechender Benachrichtigung der anderen SozialversicherungstrÃ¤ger (Â§ 75
Abs. 2b Sozialgerichtsgesetz ) mit Beschluss vom 20. August 2020 auch die
Krankenkasse des Beigeladenen zu 7 auf ihren Antrag zum Verfahren bei.

Mit Urteil vom 7. Oktober 2020 wies das SG die Klage ab. Zur BegrÃ¼ndung
fÃ¼hrte es aus, die von der Beklagten vorgenommene PrÃ¼fung sei nicht zu
beanstanden. Die streitigen Wertguthabenvereinbarungen seien aufgrund fehlender
(vollstÃ¤ndiger) Insolvenzsicherung gemÃ¤Ã� Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 Nr. 4. Satz 3 SGB
IV als von Anfang an unwirksam anzusehen und daher aufzulÃ¶sen. Denn die
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Arbeitgeberbeitragsanteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze seien in die
Wertguthaben nicht eingestellt und gegen Insolvenz gesichert worden. Der Betrag,
welcher in das Wertguthaben einzustellen sei, umfasse die Arbeitgeberanteile am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag in HÃ¶he des gesamten Arbeitsentgelts ohne
BerÃ¼cksichtigung einer Beitragsbemessungsgrenze. Dies entspreche den
AusfÃ¼hrungen in den Gesetzesmaterialien (Verweis auf BT-Drs. 17/8991, S. 17 und
22). Eine andere Sichtweise fÃ¼hre dazu, dass das Wertguthaben in allen FÃ¤llen,
in denen Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze angespart werde,
systematisch weniger umfasse, als in der Freistellungsphase benÃ¶tigt werde. Denn
auf die jeweils in der Freistellungsphase gezahlten BetrÃ¤ge seien BeitrÃ¤ge auch
dann zu erheben, wenn das in das Wertguthaben eingestellte Arbeitsentgelt
oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze gelegen habe. Bei diesem Geldbedarf
fÃ¼r die Freistellungsphase wÃ¼rde ein VerstÃ¤ndnis, dass nur Arbeitgeberanteile
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag einzustellen seien, soweit das Arbeitsentgelt
wÃ¤hrend der Ansparphase unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze liege, die
Zielsetzungen des Gesetzes verkennen. Ein zentrales Anliegen des Gesetzesgebers
sei bei der Neuregelung der Wertguthaben durch das FlexiG II der notwendige
Erhalt der fÃ¼r das Wertguthaben gestundeten SozialversicherungsbeitrÃ¤ge und
der Einkommensteuer im Insolvenzfall sowie die Vermeidung des fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigten bestehenden Risikos gewesen, dass im StÃ¶rfall das Wertguthaben
nicht zur Finanzierung einer Freistellungsphase genutzt werden kÃ¶nne. Der
Gesetzgeber habe es dabei als angemessen angesehen, das dem BeschÃ¤ftigten
zustehende Wertguthaben fÃ¼r den Fall der Insolvenz des Arbeitgebers in
besonderer Weise vor dem Verlust der Insolvenz zu schÃ¼tzen. Diese Ziele
kÃ¶nnten nicht erreicht werden, wenn das zu fÃ¼hrende Wertguthaben nicht die
Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag umfasse, die in der
Freistellungsphase erwartbar seien. Die von der KlÃ¤gerin vorgenommene
â��StÃ¶rfallbetrachtungâ��, d.h. die Einstellung lediglich von
Arbeitgeberbeitragsanteilen, wie sie im StÃ¶rfall benÃ¶tigt wÃ¼rden, sei nicht mit
dem Sinn und Zweck der eingefÃ¼hrten Insolvenzschutzregelungen vereinbar. Die
Insolvenzsicherung solle â�� mit dem Ziel des umfassenden Schutzes des
Arbeitsnehmers â�� gewÃ¤hrleisten, dass die Pflichten des Arbeitgebers aus dem
Wertguthaben auch in der Insolvenz noch erfÃ¼llt werden kÃ¶nnten. Der Regelfall
der ErfÃ¼llung sei aber die Verwendung des Wertguthabens. Auch im
Zusammenhang mit einer Ã�bernahme der Wertguthaben durch andere Arbeitgeber
ergÃ¤ben sich bei fehlender Einstellung der Arbeitgeberbeitragsanteile
Folgeprobleme, die sich nachteilig auf den Arbeitnehmer auswirkten. Die Beklagte
sei auch berechtigt gewesen, eine â��zweiteiligeâ�� PrÃ¼fung (einerseits
Feststellung, dass Arbeitgeberbeitragsanteile oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze nicht eingestellt worden seien, und anderseits
Feststellung, dass dementsprechend hierfÃ¼r auch kein Insolvenzschutz vorliege)
vorzunehmen. Denn die RentenversicherungstrÃ¤ger prÃ¼ften bei der
ArbeitgeberprÃ¼fung sÃ¤mtliche Arbeitgeberpflichten, insbesondere auch die des
Beitrags- und Melderechts der Sozialversicherung, und hÃ¤tten hierbei auch in
anderen FÃ¤llen die MÃ¶glichkeit, mit den Mitteln des Sozialversicherungsrechts
privatrechtliche VertrÃ¤ge und Abreden in ihrer GÃ¼ltigkeit und Anerkennung
auszuschlieÃ�en. Die ErmÃ¤chtigung der Rentenversicherung zur
ArbeitgeberprÃ¼fung beziehe sich auf sÃ¤mtliche im SGB IV normierten
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Arbeitgeberpflichten, zu denen auch ohne ausdrÃ¼ckliche Nennung die
Verpflichtungen zum Insolvenzschutz und andere Nebenpflichten zur Vereinbarung
von Wertguthaben gehÃ¶rten. Um Ã¼berhaupt das Vorliegen der Voraussetzungen
des Â§ 7e Abs. 6 SGB IV beurteilen zu kÃ¶nnen, mÃ¼sse die ErfÃ¼llung der
Arbeitgeberpflicht zur ordnungsgemÃ¤Ã�en FÃ¼hrung und Verwaltung von
Wertguthaben von der Beklagten Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin sei
schlieÃ�lich auch zur sofortigen Zahlung der ausgewiesenen
Arbeitgeberbeitragsanteile verpflichtet gewesen. Die Wertguthabenvereinbarungen
sei als von Anfang an unwirksam anzusehen und aufzulÃ¶sen. Die Rechtsfolge des 
Â§ 7e Abs.Â 6 Satz 3 SGB IV fÃ¼hre dazu, dass eine Wertguthabenvereinbarung als
nicht, d.h. zu keiner Zeit, existent fingiert werde. Demnach scheide auch die
Anwendung der StÃ¶rfallverbeitragung gemÃ¤Ã� Â§ 23b SGB IV aus. Denn diese
Vorschrift setze in allen ihren Regelungen, auch im Hinblick auf einen (wirklichen)
StÃ¶rfall, tatbestandsmÃ¤Ã�ig eine Wertguthabenvereinbarung voraus.

Am 16. November 2020 hat die KlÃ¤gerin hiergegen Berufung beim
Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung wird â�� unter Wiederholung ihres Vorbringens aus erster
Instanz â�� ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt, auch im StÃ¶rfall sei allein der im Zeitpunkt
seines Eintritts zustÃ¤ndige Arbeitgeber zur Abrechnung des Wertguthabens
gegenÃ¼ber dem Arbeitnehmer und zur Meldung und AbfÃ¼hrung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen verpflichtet. Eine Verpflichtung zum
voraussorgenden Schutz des Arbeitgebers der Ansparphase fÃ¼r kÃ¼nftig
mÃ¶glicherweise entstehende Arbeitgeberbeitragsanteile im Falle einer
Ã¼berhaupt noch nicht feststehenden und mÃ¶glicherweise auch nie eintretenden
Freistellung von der Arbeitsleistung, wie sie die Beklagte fordere, finde im Gesetz
keine Grundlage. Insoweit habe sich der Gesetzgeber seit jeher darauf verlassen,
dass ein durch eine Insolvenz nicht daran gehinderter Arbeitgeber seinen
sozialversicherungsrechtlichen Verpflichtungen und im Ã�brigen auch den
arbeitsrechtlichen Verpflichtungen nachkomme. Nur fÃ¼r den Fall, dass der
Arbeitgeber durch eine Insolvenz daran gehindert sei, treffe die gesetzliche
Insolvenzschutznorm des Â§ 7e SGB IV Vorsorge. Entgegen der Auffassung des SG
sei die Finanzierung einer Freistellungsphase beim Eintritt des StÃ¶rfalls Insolvenz
auch nicht mÃ¶glich. Denn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der MÃ¶glichkeit
zur Freistellung und einer daran anknÃ¼pfenden BeschÃ¤ftigungsfiktion bestehe in
diesem Fall nicht mehr fort. Es treffe deshalb auch nicht zu, dass es ein zentrales
Anliegen des Gesetzgebers gewesen sei, Ã¼ber den Insolvenzschutz hinaus
Arbeitnehmer von einem Risiko freizustellen, dass im StÃ¶rfall der Insolvenz das
Wertguthaben nicht zur Finanzierung einer Freistellungsphase genutzt werden
kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 7. Oktober 2020 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 24. August 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
25.Â Januar 2016 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihr die mit dem
Bescheid geltend gemachte Beitragsnachforderung, soweit sie die
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Arbeitgeberanteile fÃ¼r Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze
zum Gegenstand hat und von den Einzugsstellen daraufhin eingezogen wurde,
nebst gesetzlichen Zinsen zu erstatten,

hilfsweise die Revision zuzulassen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,

hilfsweise die Revision zuzulassen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Mit Beschluss vom 25. Februar 2020 hat der Senat die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
sowie weitere Kranken- und Pflegekassen der betroffenen Arbeitnehmer zum
Verfahren beigeladen. Die Beigeladenen haben auch im Berufungsverfahren keinen
Antrag gestellt und sich nicht zur Sache geÃ¤uÃ�ert.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verfahrensakten erster und zweiter Instanz sowie die
beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

1. Die Berufung der KlÃ¤gerin ist gemÃ¤Ã� Â§ 143 SGG statthaft. Einer Zulassung
der Berufung hat es nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG nicht bedurft. Denn die
KlÃ¤gerin verfolgt mit der Berufung ihre vom SG vollumfÃ¤nglich abgewiesene
Klage auf Aufhebung der mit dem angefochtenen Bescheid festgesetzten Forderung
in HÃ¶he von 11.083,25 â�¬ und auf RÃ¼ckerstattung entsprechender
Beitragszahlungen weiter, sodass der Wert des Beschwerdegegenstandes 750 â�¬
Ã¼bersteigt.

Die Berufung der KlÃ¤gerin ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Insbesondere hat die
KlÃ¤gerin die Berufung nach Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht beim LSG
eingelegt. Da das SG gemÃ¤Ã� Â§ 63 Abs. 2 SGG i.V.m. Â§Â§ 172 Abs. 1 Satz 1,
175, 176 Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO) eine Zustellung des Urteils vom 7.
Oktober 2020 an die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin veranlasst hat, ein
Empfangsbekenntnis oder eine Zustellurkunde (vgl. Â§Â§ 175 Abs. 4, 182 ZPO)
jedoch nicht zur Akte gelangt ist, lÃ¤sst sich eine ordnungsgemÃ¤Ã�e Zustellung
des angefochtenen Urteils nicht nachweisen. Das Urteil gilt deshalb nach Â§ 63 Abs.
2 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 189 ZPO in dem Zeitpunkt als zugestellt, in dem das
Dokument der ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich zugegangen
ist. Das ist nach ihrem (nicht widerlegbaren) Vorbringen am 19. Oktober 2020
gewesen, sodass die am 16. November 2020 mittels Telefax eingelegte Berufung
die Berufungsfrist von einem Monat nach Zustellung des Urteils gewahrt hat.

2. Gegenstand des Verfahrens und auch des Berufungsverfahrens ist zunÃ¤chst die
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Klage auf Aufhebung des PrÃ¼fbescheides vom 24. August 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 25. Januar 2016 (Â§ 95 SGG). Diese Anfechtungsklage
(Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 SGG) hat sich nicht durch KlagerÃ¼cknahme im
Berufungsverfahren erledigt (Â§Â 153 Abs. 1, Â§ 102 Abs. 1 SGG). Zwar hat die
KlÃ¤gerin den ursprÃ¼nglich mit der Klage und Berufung verfolgten
Anfechtungsantrag schriftsÃ¤tzlich zuletzt nicht mehr gestellt, sondern vielmehr mit
Schreiben ihrer ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 5. April 2022 â��abschlieÃ�endâ��
nur noch die Aufhebung des angefochtenen Urteils und die Verurteilung der
Beklagten zur RÃ¼ckerstattung der aufgrund des streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheids von den Einzugsstellen eingezogenen â��Beitragsnachforderungâ��
beantragt. In einer solchen schriftsÃ¤tzlichen BeschrÃ¤nkung des Klageantrags
kann eine konkludent erklÃ¤rte KlagerÃ¼cknahme liegen, mit der Folge, dass der
nicht mehr angegriffene Verwaltungsakt in Bestandskraft erwÃ¤chst (Â§Â 77 SGG)
und eine spÃ¤ter â�� wie hier im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung â��
hierauf erneut erstreckte Klage unzulÃ¤ssig ist (vgl. BSG, Urteil vom 23. Februar
2005Â â�� B 6 KA 77/03 RÂ â�� juris, Rn. 14; BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 1993Â â�� 
13 RJ 33/91Â â�� juris, Rn.Â 16 f). Allerdings ist fÃ¼r die Beurteilung, ob eine
KlagerÃ¼cknahme erklÃ¤rt worden ist, nicht allein auf den Klageantrag abzustellen.
Denn das (Berufungs-)Gericht hat gemÃ¤Ã� Â§Â§ 157, 153 Abs. 1, 123 SGG ohne
Bindung an die Fassung der AntrÃ¤ge Ã¼ber die vom KlÃ¤ger erhobenen
AnsprÃ¼che umfassend zu entscheiden hat, sodass der Klageantrag nur dann
maÃ�geblich ist, wenn er sich mit dem geltend gemachten Klagebegehren deckt
(vgl. BSG, Urteil vom 11. November 1987Â â�� 9a RV 22/85Â â�� juris, Rn. 10; LSG
Sachsen vom 28. Januar 2020 â�� L 3 AS 1242/17 NZB â�� juris, Rn.Â 35 ff.). Nach
diesen GrundsÃ¤tzen ist in der BeschrÃ¤nkung des Klageantrags vorliegend bei
Auslegung des gesamten Vorbringens der KlÃ¤gerin keine KlagerÃ¼cknahme zu
sehen. Nachdem sich nÃ¤mlich die KlÃ¤gerin in den zur BegrÃ¼ndung ihrer
â��abschlieÃ�endenâ�� AntrÃ¤ge im Schriftsatz vom 5. April 2022 gemachten
AusfÃ¼hrungen weiterhin gegen die Forderung der Beklagten, Arbeitgeberanteile
auch fÃ¼r VergÃ¼tungsbestandteile oberhalb der Beitragsbemessungsgrenzen in
Wertguthaben einzustellen, gewandt, diese Forderung ausdrÃ¼cklich als
â��streitgegenstÃ¤ndliches Handelnâ�� der Beklagten bezeichnet und einen
VerstoÃ� des Rundschreibens der SpitzenverbÃ¤nde vom 31. MÃ¤rz 2009, aus dem
die Beklagte die Berechtigung zu diesem Handeln ableitet, gegen den Grundsatz
der GesetzmÃ¤Ã�igkeit der Verwaltung gerÃ¼gt hat, ist die Neufassung ihrer
AntrÃ¤ge zur Ã�berzeugung des Senats erkennbar nicht so zu verstehen gewesen,
dass sie den PrÃ¼fbescheid der Beklagten nunmehr akzeptieren und von einer
weiteren Anfechtung absehen wollte. Ein Wille der KlÃ¤gerin, den Klagegenstand
auf den Leistungsantrag ihrer Klage zu beschrÃ¤nken, kann vor diesem Hintergrund
den betreffenden ErklÃ¤rungen jedenfalls nicht vÃ¶llig eindeutig und unzweifelhaft
entnommen werden, was jedoch Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer
KlagerÃ¼cknahme wÃ¤re (vgl. BSG, Urteil vom 23. Februar 2017â�� B 11 AL 2/16 R
â�� juris, Rn. 15; Schmidt, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar
zum SGG, 13. Auflage 2020, Â§ 102 Rn. 7b). DarÃ¼ber hinaus begehrt die KlÃ¤gerin
mit der kombinierten Leistungsklage (Â§ 131 Abs. 1, Â§ 54 Abs. 4 SGG) von der
Beklagten die RÃ¼ckerstattung der GeldbetrÃ¤ge, die von den Einzugsstellen auf
der Grundlage der mit dem PrÃ¼fbescheid geltend gemachten
â��Beitragsnachforderungâ�� eingezogen worden sind, sowie die Verzinsung dieser
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Forderung. Die beiden Klagebegehren verfolgt die KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 56 SGG
zulÃ¤ssigerweise in objektiver KlagehÃ¤ufung. Bei der Aufhebung des
angefochtenen PrÃ¼fbescheides und der Erstattung der in Vollzug des
PrÃ¼fbescheids (vorlÃ¤ufig) eingezogenen Forderungen handelt es sich um zwei
voneinander unabhÃ¤ngige StreitgegenstÃ¤nde, Ã¼ber die zwar aufgrund ihres
Zusammenhangs gemeinsam, aber nicht notwendig einheitlich zu entscheiden ist
(Keller, in: Meyer-Ladewig u.a., a.a.O., Â§ 131 Rn. 4b; SchÃ¼tz, in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGG, Stand: Juni 2022, Â§Â 131 SGG Rn. 14).

3. Die Berufung der KlÃ¤gerin ist teilweise begrÃ¼ndet. Das Urteil vom 7. Oktober
2020 ist aufzuheben, soweit das SG die Anfechtungsklage der KlÃ¤gerin
abgewiesen hat. Der angefochtene PrÃ¼fbescheid vom 24. August 2015 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25. Januar 2016 ist rechtswidrig und
verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten (dazu unter a). Er ist deshalb auf die
zulÃ¤ssige Anfechtungsklage der KlÃ¤gerin hin aufzuheben. Im Ã�brigen hat das SG
die Klage zu Recht abgewiesen. Die KlÃ¤gerin kann gegen die Beklagte keinen
Anspruch auf RÃ¼ckerstattung der von den Einzugsstellen eingezogenen
GeldbetrÃ¤ge und auf Verzinsung der Erstattungsforderung geltend machen (dazu
unter b).

a) Der Anfechtungsantrag der KlÃ¤gerin ist begrÃ¼ndet. Der angefochtene
Bescheid ist bereits deshalb rechtswidrig, weil er inhaltlich nicht hinreichend
bestimmt (Â§ 33 Abs. 1 SGB X) ist. Im Ã�brigen fehlt jedenfalls auch eine
Rechtsgrundlage fÃ¼r die Nachforderung der Beklagten. Denn die Beklagte ist nicht
befugt gewesen, die Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag, die
nach dem PrÃ¼fergebnis von der KlÃ¤gerin in die Wertguthaben noch einzubringen
und gegen das Risiko der Insolvenz des Arbeitgebers abzusichern sind, um eine
AuflÃ¶sung der Wertguthaben mit entsprechender Nachverbeitragung abzuwenden,
durch Verwaltungsakt zur Zahlung an die Einzugsstellen festzusetzen.

Die Beklagte hat den angefochtenen PrÃ¼fbescheid auf der Grundlage von Â§ 28p
Abs. 1 Satz 1 und 5 SGB IV (in der Fassung der Bekanntmachung vom 12.
November 2009, BGBl. I, S. 3710) in Verbindung mit Â§ 7e Abs. 6 SGB IV (in der
Fassung des FlexiG II vom 21. Dezember 2008, BGBl. I, S. 2940) erlassen. Danach
prÃ¼fen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei den Arbeitgebern, ob diese ihre
Meldepflichten und ihre sonstigen Pflichten aus dem SGB IV im Zusammenhang mit
dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen, und erlassen
im Rahmen dessen gegenÃ¼ber den Arbeitgebern Verwaltungsakte zur
Versicherungspflicht und zur BeitragshÃ¶he in den einzelnen
Sozialversicherungszweigen. Stellt der TrÃ¤ger der Rentenversicherung bei einer
solchen PrÃ¼fung eines Arbeitgebers fest, dass fÃ¼r ein Wertguthaben keine
Insolvenzschutzregelung getroffen worden ist (Nr. 1), die gewÃ¤hlten
Sicherungsmittel im Sinne des Gesetzes nicht geeignet sind (Nr. 2), die
Sicherungsmittel in ihrem Umfang das Wertguthaben um mehr als 30 Prozent
unterschreiten (Nr. 3) oder die Sicherungsmittel den im Wertguthaben enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht umfassen (Nr. 4), weist er nach Â§ 7e Abs.
6 Satz 1 SGB IV in dem Verwaltungsakt (PrÃ¼fbescheid) den in dem Wertguthaben
enthaltenen und vom Arbeitgeber zu zahlenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag

                            15 / 25

https://dejure.org/gesetze/SGG/56.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/131.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/28p.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/28p.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202009,%203710
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202008,%202940
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/7e.html


 

aus. Weist der Arbeitgeber dem TrÃ¤ger der Rentenversicherung innerhalb von zwei
Monaten nach dieser Feststellung nach, dass er seiner gesetzlichen Verpflichtung,
Vorkehrungen zur vollstÃ¤ndigen Absicherung des Wertguthabens einschlieÃ�lich
des darin enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrages gegen das Risiko der
Insolvenz des Arbeitgebers zu treffen (Â§ 7e Abs. 1 SGB IV), nachgekommen ist,
entfÃ¤llt gemÃ¤Ã� Â§ 7e Abs. 6 Satz 2 SGB IV die Verpflichtung zur sofortigen
Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages. Hat der Arbeitgeber den
Nachweis nicht innerhalb der vorgesehenen Frist erbracht, ist die
Wertguthabenvereinbarung hingegen als von Anfang an unwirksam anzusehen und
das Wertguthaben aufzulÃ¶sen (Â§ 7e Abs. 6 Satz 3 SGB IV).

Bei der Definition des Gegenstands einer BetriebsprÃ¼fung sind die prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤ger grundsÃ¤tzlich frei und kÃ¶nnen sich insbesondere auf
eine PrÃ¼fung von Stichproben beschrÃ¤nken (vgl. Â§ 11 Abs. 1 Satz 1
Beitragsverfahrensverordnung , in der ab. 1 Juli 2006 geltenden Fassung; BSG,
Urteil vom 19. September 2019Â â�� B 12 R 25/18 RÂ â�� juris, Rn. 30; Urteil vom
19. September 2009 â�� B 12 R 25/18 R â�� juris, Rn. 35). Sie unterliegen
anderseits aber auch im Rahmen ihrer PrÃ¼ftÃ¤tigkeit den
verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften des Zehnten Buchs Sozialgesetzbuch
(Â§ 1 Abs. 1 SGB X) und damit bei der abschlieÃ�enden PrÃ¼fentscheidung auch
dem Bestimmtheitsgebot des Â§ 33 Abs. 1 SGB X (vgl. LSG Bayern, Beschluss vom
14.Â November 2012 â�� L 5 R 890/12 B ER â�� juris, Rn. 17; LSG Hamburg, Urteil
vom 22. Januar 2009Â â�� L 3 R 17/08Â â�� juris, Rn. 33). Dieses verlangt, dass
Gegenstand und Ergebnis der BetriebsprÃ¼fung in dem abschlieÃ�enden Bescheid
genannt werden (BSG, Urteil vom 19. September 2009 â�� a.a.O., Rn. 34). Danach
genÃ¼gt der PrÃ¼fbescheid den Bestimmtheitsanforderungen nur, wenn er im Falle
von Beanstandungen den konkreten Sachverhalt auffÃ¼hrt, in dem die PrÃ¼fstelle
einen Fehler mit Auswirkungen auf die Pflichten zur Abgabe von Meldungen und zur
Entrichtung von BeitrÃ¤gen sieht, und Ã¼ber die (Nach-)Erhebung von BeitrÃ¤gen
personenbezogen und beziffert entscheidet (BSG, Urteil vom 8. Dezember 1999 â��
B 12 KR 18/99 R â�� juris, Rn. 16; LSG Niedersachsen Bremen, Teilurteil vom 18.
August 2016 â��Â  L 2 R 325/15 â�� juris, Rn. 37,42 ff.; LSG Sachsen, Beschluss
vom 22. MÃ¤rz 2003 â�� L 1 KR 14/13 B ER â�� juris, Rn. 22 f.; vgl. zur
Statusfeststellung auch: BSG, Urteil vom 11. MÃ¤rz 2009 â�� B 12 R 11/07 R â��
juris, Rn. 16.). Selbst eine beanstandungsfrei durchgefÃ¼hrte BetriebsprÃ¼fung
muss durch einen Verwaltungsakt beendet werden, der den
Bestimmtheitsanforderungen genÃ¼gt und Gegenstand sowie Ergebnis der
PrÃ¼fung angibt (BSG, Urteil vom 19. September 2019Â â�� B 12 R 25/18 RÂ â��
juris unter Fortentwicklung von BSG vom 30.Â Oktober10.2013 â�� B 12 AL 2/11 R
â�� und BSG vom 18.Â November 2015 â�� B 12 R 7/14 R). Ein entsprechender
PrÃ¼fungsbescheid muss mithin den formell- und materiell-rechtlichen
Anforderungen genÃ¼gen, darunter dem Bestimmtheitsgebot nach Â§Â 33 Abs. 1
SGB X (BSG, Urteil vom 19. September 2019Â â�� B 12 R 25/18 RÂ â�� juris, Rn.
34).

Ã�bertragen auf die streitgegenstÃ¤ndliche PrÃ¼fung der Einhaltung der
Insolvenzsicherungspflichten von Wertguthaben bei Arbeitgebern gemÃ¤Ã� Â§ 7e
Abs. 6 SGB IV bedeutet dies: Das Bestimmtheitsgebot erfordert zum einen, dass der
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PrÃ¼fbescheid im Beanstandungsfall den bei der PrÃ¼fung der Wertguthaben
festgestellten Insolvenzsicherungsmangel (Nr. 1 bis 4) konkret benennt (im Sinne
einer ausdrÃ¼cklichen Feststellung, vgl. Zieglmeier, in: Kasseler Kommentar
Sozialversicherungsrecht, Stand: Dezember 2021, Â§ 7e Rn. 32; Knospe, in:
Hauck/Noftz, SGB IV, Stand: August 2010, Â§ 7e Rn. 61). Denn nur so wird der
Arbeitgeber in die Lage versetzt, von der in Â§ 7e Abs. 6 Satz 2 SGB IV
eingerÃ¤umten MÃ¶glichkeit Gebrauch zu machen und zur Abwendung der
AuflÃ¶sung der Wertguthaben dem RentenversicherungstrÃ¤ger innerhalb von zwei
Monaten nach der â��Feststellungâ�� zu belegen, dass er die gebotene
Insolvenzabsicherung nachgeholt, sprich den im PrÃ¼fbescheid festgestellten
Insolvenzsicherungsmangel beseitigt hat (vgl. zum Inhalt der Nachweisobliegenheit:
Knospe, a.a.O., Rn. 63 f.; Boecken, in: Boecken/DÃ¼well/Diller/Hanau, Gesamtes
Arbeitsrecht, 1. Auflage 2016, Rn. 24). AuÃ�erdem lassen sich auch nur auf der
Grundlage einer konkreten Feststellung des Sicherungsmangels im PrÃ¼fbescheid
die nach Ablauf des Nachbesserungszeitraums von zwei Monaten eintretenden
Rechtsfolgen zuverlÃ¤ssig beurteilen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Streit
darÃ¼ber entsteht, ob der Arbeitgeber einen ausreichenden Nachweis erbracht hat
oder die Wertguthabenvereinbarung nach Â§ 7e Abs. 6 Satz 3 SGB IV als unwirksam
anzusehen und das Wertguthaben aufzulÃ¶sen ist. Hat der prÃ¼fende
RentenversicherungstrÃ¤ger in diesem Sinne MÃ¤ngel des Insolvenzschutzes bei
Wertguthaben festgestellt, weist er darÃ¼ber hinaus im PrÃ¼fbescheid gemÃ¤Ã� 
Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 SGB IV zugleich den im Wertguthaben enthaltenen und vom
Arbeitgeber nach Â§ 28e Abs. 1 Satz 1 SGB IV insgesamt zu zahlenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrag â�� also nicht nur den vom Arbeitgeber zu
tragenden Anteil â�� aus (vgl. Schlegel, in: KÃ¼ttner Personalbuch 2022,
Wertguthaben/Zeitguthaben Rn.Â 30; StÃ¤bler, in: Krauskopf, Soziale
Krankenversicherung / Pflegeversicherung, Stand: Dezember 2021, Â§ 7e SGB IV
Rn. 13; Rittweger, in: Rolfs/Giesen/MeÃ�ling/Udsching, BeckOK Sozialrecht, Stand:
MÃ¤rz 2022, Â§ 7e SGB IV Rn. 8; WiÃ�ing, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV,
Stand: MÃ¤rz 2016, Â§ 7e SGB IV, Rn. 58). Nach der Intention des Gesetzgebers soll
den Arbeitsvertragsparteien hierdurch bereits im Bescheid verdeutlicht werden,
welche Konsequenzen bei fehlender oder mangelhafter Insolvenzsicherung
eintreten (vgl. die Gesetzesmaterialien in BT-Drs. 16/10289, S. 17 f.;
LÃ¼dtke/Winkler, SGB IV, 3. Aufl. 2020, Â§ 7e Rn.14; Knospe, NZS 2009, S. 600 ff.,
605). Der PrÃ¼fbescheid steht insoweit aber unter einer gesetzlich angeordneten
aufschiebenden Bedingung, da die FÃ¤lligkeit des festgesetzten
Gesamtsozialversicherungsbeitrages erst mit ergebnislosem Ablauf der dem
Arbeitgeber eingerÃ¤umten Nachweisfrist von zwei Monaten eintritt (Zieglmeier,
a.a.O., Rn. 29; Boecken, a.a.O., Rn. 24; StÃ¤bler, a.a.O., Rn. 14). Da durch den
PrÃ¼fbescheid â�� wie sich aus Â§ 7e Abs. 6 Satz 2 SGB IV ergibt â�� jedoch schon
die Verpflichtung zur sofortigen Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages
ausgelÃ¶st wird und eine weitere Verwaltungsentscheidung nicht vorgesehen ist,
setzt die Feststellung der Beitragsschuld im Verwaltungsakt nach Â§ 28p Abs. 1 Satz
5 SGB IV unter Bestimmtheitsgesichtspunkten voraus, dass die HÃ¶he des zu
entrichtenden Gesamtsozialversicherungsbeitrags bereits konkret festgesetzt und
die Zahlung angeordnet wird (Schlegel, a.a.O., Rn. 30; Zieglmeier, a.a.O., Rn. 28).

aa) Diesen an den Regelungsinhalt eines PrÃ¼fbescheids gemÃ¤Ã� Â§ 28p Abs. 1
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Satz 5, Â§ 7e Abs.Â 6 Satz 1 SGB IV zu stellenden Bestimmtheitsanforderungen
genÃ¼gt der angefochtene Bescheid nicht. Denn die Beklagte hat im
PrÃ¼fbescheid vom 24. August 2015 nicht zwischen den einzelnen
VerfÃ¼gungssÃ¤tzen eines solchen Verwaltungsaktes unterschieden, sondern die
Feststellung des Insolvenzsicherungsmangels und die Festsetzung des zu zahlenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrags gleichgesetzt und unter der unspezifischen
Bezeichnung â��Nachforderungâ�� ausgewiesen. Zwar wurde in dem Bescheid
einerseits die Zahlung der Nachforderung an die Einzugsstellen angeordnet und
andererseits in der BegrÃ¼ndung beanstandet, dass die gewÃ¤hlten
Sicherungsmittel den in den Wertguthaben enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht in voller HÃ¶he umfassten, weil der
Arbeitgeberbeitragsanteil nicht auf das gesamte eingebrachte Arbeitsentgelt ohne
BerÃ¼cksichtigung der Beitragsbemessungsgrenze eingestellt worden sei. Der
Bescheid verweist jedoch hinsichtlich der fÃ¼r seine Bestimmtheit wesentlichen
personenbezogenen Bezifferung der BetrÃ¤ge sowohl bei der Nachforderung als
auch bei den in die Wertguthaben nicht eingestellten Arbeitgeberbeitragsanteilen
auf dieselben Anlagen. Den darin enthaltenen Berechnungen und Aufstellungen ist
eine Unterscheidung dieser Positionen nicht zu entnehmen. Auf diese Weise bleibt
letztlich unklar, ob mit der festgesetzten â��Nachforderungâ�� von 11.083,25 â�¬
der Gesamtsozialversicherungsbeitrag ausgewiesen wurde, welchen die KlÃ¤gerin
bei AuflÃ¶sung der Wertguthaben an die Einzugsstellen zu zahlen hÃ¤tte
(Beitragsforderung), oder aber der Betrag festgestellt wurde, der bei dem in den
Wertguthaben der Beigeladenen zu 1 bis 10 enthaltenen
Gesamtsozialversicherungsbeitrag nicht von den Sicherungsmitteln umfasst war
und den die KlÃ¤gerin noch einbringen bzw. absichern musste, falls sie die
AuflÃ¶sung der Wertguthaben vermeiden wollte (Beanstandung eines
Sicherungsmangels gemÃ¤Ã� Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 SGB IV).

Damit fehlt der Regelung des PrÃ¼fbescheides eine hinreichende inhaltliche
Bestimmtheit. Denn das Bestimmtheitserfordernis des Â§ 33 Abs. 1 SGB X verlangt,
dass die VerfÃ¼gungssÃ¤tze eines Verwaltungsakts nach ihrem Regelungsgehalt in
sich widerspruchsfrei sind und der Adressat des Bescheids bei Zugrundelegung der
ErkenntnismÃ¶glichkeiten eines verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers und unter
BerÃ¼cksichtigung der jeweiligen UmstÃ¤nde des Einzelfalls in die Lage versetzt
wird, die von der BehÃ¶rde gewollte Rechtsfolge vollstÃ¤ndig, klar und
unzweideutig zu erkennen und sein Verhalten daran auszurichten (BSG, Urteil vom
25. Oktober 2017 â�� B 14 AS 9/17 R â�� juris, Rn. 17; BSG, Urteil vom 6. Februar
2007 â�� B 8 KN 3/06 R â�� juris, Rn. 38; LSG Sachsen, Beschluss vom 22. MÃ¤rz
2003 â�� a.a.O., Rn. 22; Engelmann, in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Aufl. 2020, Â§ 33 Rn.
12 f. m.w.N.). Das war der KlÃ¤gerin vorliegend jedoch nicht mÃ¶glich, da der Inhalt
und Bezugspunkt der im PrÃ¼fbescheid ausgewiesenen â��Nachforderungâ��
offenbleibt und auch anhand der in Bezug genommenen Anlagen nicht eindeutig
und unzweifelhaft zu erkennen ist, ob es sich bei der berechneten Forderung um
den von ihr aus den (aufgelÃ¶sten) Wertguthaben abzufÃ¼hrenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrag oder den zur Behebung der
InsolvenzsicherungsmÃ¤ngel in die Wertguthaben der beigeladenen Arbeitnehmer
noch einzustellenden und abzusichernden Arbeitgeberanteil handelt. Es obliegt â��
wie dargestellt â�� insoweit der Beklagten, einen PrÃ¼fbescheid mit der
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hinreichend konkreten Feststellung eines Insolvenzsicherungsmangels und einer
bezifferten Festsetzung des zu zahlenden Gesamtsozialversicherungsbeitrags zu
erlassen.

Die Bestimmtheit lÃ¤sst sich nach Ansicht des Senats im vorliegenden Einzelfall
auch nicht Ã¼ber eine Auslegung des Bescheides herstellen. Denn weder aus dem
Wortlaut des Bescheids vom 24. August 2015 noch aus den beigefÃ¼gten
BerechnungsblÃ¤ttern lÃ¤sst sich entnehmen, auf welchen konkreten Sachverhalt
und Inhalt sich die ausgewiesene â��Nachforderungâ�� bezieht. Dies war auch aus
den BegleitumstÃ¤nden des Erlasses des Bescheids nicht eindeutig zu ersehen.
Denn die Beklagte hatte die KlÃ¤gerin zuvor sowohl zu einer Nachforderung
bezÃ¼glich zu wenig eingestellter Arbeitgeberbeitragsanteile (Schreiben vom 29.
November 2013) als auch zu einer Nachforderung von
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen aus den unwirksamen Wertguthabenvereinbarungen
(Schreiben vom 26. Mai 2014) angehÃ¶rt, wobei die in den AnhÃ¶rungen
aufgefÃ¼hrten Werte â��Â wie auch die Beklagte eingerÃ¤umt hat â�� von den im
PrÃ¼fbescheid ermittelten BetrÃ¤gen abweichen. Bezeichnenderweise konnte
selbst die Beklagte den genauen Regelungsgehalt des angefochtenen
PrÃ¼fbescheids erst im Verlauf des Klageverfahrens und nur durch RÃ¼cksprache
mit der BetriebsprÃ¼ferin klÃ¤ren. Danach sollte mit dem Bescheid vom 24. August
2015 nur die in den Wertguthaben fehlenden und noch nicht insolvenzgesicherten
Arbeitgeberanteile fÃ¼r Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrundlage
dargestellt und ein Bescheid Ã¼ber die Beitragsforderung aus den (unwirksamen)
Wertguthaben der Beigeladenen zu 1 bis 10 erst zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt
erlassen werden. Ein Hinweis auf ein solches, gestuftes Vorgehen der Beklagten ist
aber weder dem PrÃ¼fbescheid vom 24. August 2015 noch dem
Widerspruchsbescheid vom 25. Januar 2016 zu entnehmen.

Der Bestimmtheitsmangel ist auch durch den Widerspruchsbescheid vom 25. Januar
2016 nicht beseitigt worden. Zwar hat die Beklagte den Inhalt der festgesetzten
Nachforderung im Widerspruchsbescheid dahingehend konkretisiert, dass mit dem
angefochtenen PrÃ¼fbescheid die angesparten Wertguthaben im Rahmen einer
RÃ¼ckabwicklung entsprechend dem Entstehungsprinzip verbeitragt worden seien
und sich hieraus eine Beitragsnachforderung fÃ¼r noch nicht verjÃ¤hrte
GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge und Umlagen in HÃ¶he von 11.083,25 â�¬
ergeben habe. Der im Ausgangsbescheid angelegte Widerspruch, dass auch der
Fehlbetrag an Arbeitgeberanteilen fÃ¼r Arbeitsentgelt oberhalb der
Beitragsbemessungsgrundlage in den Wertguthaben durch dieselbe Berechnung
beziffert und somit trotz der unterschiedlichen Bemessungsgrundlagen und
Beitragsbestandteile auf exakt die gleiche Art und Weise wie der aus den
Wertguthaben zu zahlende Gesamtsozialversicherungsbeitrag ermittelt worden war,
wurde dadurch jedoch nicht aufgelÃ¶st. Denn der Widerspruchsbescheid traf zum
einen keine konkreten Feststellungen zum beanstandeten
Insolvenzsicherungsmangel, bezifferte insbesondere nicht die HÃ¶he der noch
abzusichernden Arbeitgeberanteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Zum
anderen genÃ¼gte die Festsetzung (irgendeiner) Beitragsnachforderung und die
abstrakte Darstellung ihrer Berechnungsweise im Widerspruchsbescheid â�� wie
dargestellt â�� nicht den an einen PrÃ¼fbescheid zu stellenden Anforderungen, da
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eine Beitragsfestsetzung auch im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung hinreichend
konkret und personenbezogen zu erfolgen hat. Unter diesen UmstÃ¤nden hat der
PrÃ¼fbescheid vom 24. August 2015 auch durch den Widerspruchsbescheid vom
25. Januar 2016 keine inhaltlich hinreichend bestimmte Gestalt gefunden (Â§ 95
SGG).

Zumal die WidersprÃ¼chlichkeit der getroffenen Regelungen durch die
ErklÃ¤rungen der Beklagten im Gerichtsverfahren nochmals verschÃ¤rft worden
sind. Denn die Beklagte hat sich im Klageverfahren zuletzt dahingehend
geÃ¤uÃ�ert, dass entgegen der Darstellung im Widerspruchsbescheid mit dem
angefochtenen Bescheid vom 24. August 2015 gerade keine Beitragsforderung
festgestellt, sondern vielmehr nur die nicht insolvenzgesicherten Arbeitgeberanteile
fÃ¼r Arbeitsentgelt oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze ausgewiesen worden
seien. Obgleich fÃ¼r die Beurteilung der Bestimmtheit maÃ�geblich auf den
Zeitpunkt der Bekanntgabe des Verwaltungsaktes abzustellen ist (Engelmann,
a.a.O., Rn. 19 m.w.N.), sind derartige InterpretationserklÃ¤rungen der Beklagten im
Rechtbehelfsverfahren zu beachten. Denn die BehÃ¶rde ist grundsÃ¤tzlich befugt,
einen unklaren Verwaltungsakt im Klageverfahren nachtrÃ¤glich zu prÃ¤zisieren
(BSG, Urteil vom 31. Januar 1989 â�� 2 RU 16/88 â�� juris, Rn. 19; BVerwG,
Beschluss vom 21. Juni 2006 â�� 4 B 32/06 â�� juris, Rn. 1; Urteil vom 20. April
2005Â â�� 4 C 18/03Â â�� juris, Rn. 54; zur grundsÃ¤tzlichen HeilungsmÃ¶glichkeit
unbestimmter Verwaltungsakte im Rechtsbehelfsverfahren: BSG, Urteil vom 8.
Dezember 2020Â â�� B 4 AS 46/20 RÂ â�� juris, Rn. 24 m.w.N). Eine solche
PrÃ¤zisierung ist der Beklagten vorliegend jedoch nicht gelungen, da ihre
klarstellenden ErklÃ¤rungen in einem unaufgelÃ¶sten Widerspruch zum Wortlaut
des Widerspruchsbescheids vom 25. Januar 2016 stehen, mit dem die Beklagte die
festgesetzte â��Nachforderungâ�� explizit als Beitragsnachforderung fÃ¼r noch
nicht verjÃ¤hrte GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤ge und Umlagen ausgewiesen
hat.

bb) Im Ã�brigen wÃ¼rde sich am Ergebnis des Verfahrens auch dann nichts
Ã¤ndern, wenn man die ErklÃ¤rungen der Beklagten im Rechtsbehelfsverfahren als
hinreichende PrÃ¤zisierung des PrÃ¼fbescheids vom 24. August 2015 ausreichen
lieÃ�e. FÃ¼r die getroffenen Regelungen wÃ¼rde es in diesem Fall jedenfalls an
einer ErmÃ¤chtigungsgrundlage fehlen. Denn der prÃ¼fende
RentenversicherungstrÃ¤ger wird â�� wie dargestellt â�� durch Â§ 28p Abs. 1 Satz
5 i.V.m. Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 SGBÂ IV lediglich ermÃ¤chtigt, im PrÃ¼fbescheid den
Fall der Untersicherung (Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 bis 4) und den aus dem Wertguthaben
vom Arbeitgeber zu zahlenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag auszuweisen. Er
ist jedoch nach Â§Â 7e Abs. 6 Satz 1 SGB IV nicht befugt, fehlende Sicherungsmittel
fÃ¼r den im Wertguthaben enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrag durch
Verwaltungsakt zur Zahlung an die Einzugsstellen festzusetzen, wie es die Beklagte
in der Sache mit der PrÃ¤zisierung im Widerspruchsbescheid vom 25.Â Januar 2016
hinsichtlich der fehlenden Arbeitgeberbeitragsanteile fÃ¼r in die Wertguthaben
eingebrachte Arbeitsentgelte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze verfÃ¼gt
hat. Denn die gesetzliche Regelung des Â§ 7e Abs. 6 Satz 2 f. SGB IV Ã¼berlÃ¤sst
es grundsÃ¤tzlich den Arbeitsvertragsparteien, ob sie den von der PrÃ¼fstelle
festgestellten Insolvenzsicherungsmangel im Sinne von Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 Nr. 4
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SGB IV beheben oder eine AuflÃ¶sung des Wertguthabens in Kauf nehmen wollen.
Eine sozialversicherungsrechtliche Nachschusspflicht, die von dem prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤ger Ã¼berwacht und durch Verwaltungsakt durchgesetzt
werden kÃ¶nnte, ist vom Gesetzgeber nicht vorgesehen worden.

Auch fÃ¼r eine isolierte Beanstandung von MÃ¤ngeln des Insolvenzschutzes bei
Wertguthaben, wie sie die Beklagte nach ihren ErklÃ¤rungen im Gerichtsverfahren
durch den PrÃ¼fbescheid vom 24.Â August 2015 vornehmen wollte, bietet Â§ 7e
Abs. 6 Satz 1 SGB IV keine ErmÃ¤chtigungsgrundlage. Denn die Vorschrift knÃ¼pft
an die Feststellung einer fehlenden oder unzureichenden Insolvenzabsicherung von
Wertguthaben im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung die Rechtsfolge, dass der
RentenversicherungstrÃ¤ger den im Wertguthaben enthaltenen und vom
Arbeitgeber zu zahlenden Gesamtsozialversicherungsbeitrag auszuweisen hat. Wie
dargestellt, dient die Beitragsfestsetzung dabei nach Sinn und Zweck der Regelung
dazu, den Arbeitsvertragsparteien vor AuflÃ¶sung der Wertguthaben die
Konsequenzen des mangelhaften Insolvenzschutzes vor Augen zu fÃ¼hren. Dieser
gesetzlichen Warnfunktion wird der PrÃ¼fbescheid jedoch nur gerecht, wenn mit
der Beanstandung des Insolvenzsicherungsmangels durch den
RentenversicherungstrÃ¤ger, welche gemÃ¤Ã� Â§ 7e Abs. 6 Satz 2 f. SGB IV die
Nachweisobliegenheit des Arbeitgebers und ggf. die AuflÃ¶sung der Wertguthaben
zur Rechtsfolge hat (vgl. Zieglmeier, a.a.O., Rn. 32), zugleich die zu zahlende
Beitragsforderung verbindlich ausgewiesen wird.

SchlieÃ�lich kann sich die Beklagte vorliegend fÃ¼r die festgesetzte
â��Nachforderungâ�� auch nicht auf die allgemeine ErmÃ¤chtigungsgrundlage des 
Â§ 28p Abs. 1 Satz 5 SGB IV und die Kontrolle allgemeiner Arbeitgeberpflichten, die
im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung nach Â§ 28p SGB IV generell zu prÃ¼fen sind,
stÃ¼tzen. Soweit in Â§ 7e Abs. 6 SGB IV vier konkrete FÃ¤lle fÃ¼r ein Einschreiten
der Rentenversicherung bei der ArbeitgeberprÃ¼fung benannt sind, kann zwar
fraglich sein, ob die Rentenversicherung auch andere FÃ¤lle der Missachtung von
Arbeitgeberpflichten im Zusammenhang mit Wertguthaben zu prÃ¼fen hat, oder ob
sich die PrÃ¼fpflicht nur auf die konkreten PrÃ¼ffÃ¤lle beschrÃ¤nkt, die im Gesetz
ausdrÃ¼cklich genannt sind (vgl. Knospe, a.a.O., Â§ 7e Rn. 58). Auch wenn man
eine PrÃ¼fpflicht bezÃ¼glich der allgemeinen Arbeitgeberpflichten bejaht, wofÃ¼r
viel spricht, wÃ¤ren die tatbestandlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
â��Nachforderungâ�� von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen bezÃ¼glich der hier
streitigen Arbeitgeberbeitragsanteile offensichtlich nicht erfÃ¼llt. Denn infolge des 
Â§ 23b Abs. 1 Satz 1 SGB IV tritt wÃ¤hrend einer Vereinbarung Ã¼ber flexible
Arbeitszeit an die Stelle des in einem bestimmten Monat (tatsÃ¤chlich) erzielten
Entgelts das wÃ¤hrend dieser Zeit jeweils â��fÃ¤lligeâ�� Arbeitsentgelt, also
wÃ¤hrend der Arbeitsphase ein in der HÃ¶he begrenztes Arbeitsentgelt und
wÃ¤hrend der Freistellung das fÃ¼r diese Zeit auszuzahlende Arbeitsentgelt aus
dem Wertguthaben. Damit enthÃ¤lt Â§ 23b Abs. 1 Satz 1 SGB IV entsprechend der
amtlichen Ã�berschrift der Vorschrift â��Beitragspflichtige Einnahmen bei flexiblen
Arbeitszeitregelungenâ�� schon dem Wortlaut nach eine Arbeitsentgeltfiktion, auch
wenn sich diese Funktion vorrangig auf Â§ 23 Abs. 1 SGB IV bezieht (BSG, Urteil
vom 20. MÃ¤rz 2013 â�� B 12 KR 7/11 R â�� juris, Rn. 33). Durch diese
Arbeitsentgeltfiktion greift Â§ 23b Abs. 1 Satz 1 SGB IV Ã¼ber die Rechtsfolgenseite
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des Â§ 23 Abs. 1 SGB IV hinaus, indem nicht lediglich die â��FÃ¤lligkeitâ�� von zu
zahlenden BeitrÃ¤gen verschoben wird, sondern die Regelung in Â§ 23b SGB IV
bereits auf der Tatbestandsseite des Â§ 23 Abs.1 SGB IV eine der HÃ¶he bzw. dem
Zeitpunkt nach abweichende â��Entstehungâ�� des Beitragsanspruchs (= Erzielen
von Arbeitsentgelt) fingiert (BSG, a.a.O., Rn. 34). Dem liegt â��Â anknÃ¼pfend an
die schon durch Â§ 7 Abs. 1a Satz 1 SGB IV begrÃ¼ndete Qualifizierung des fÃ¼r
die Freistellungsphase fÃ¤lligen Entgelts als (voll beitragspflichtiges) Arbeitsentgelt
â�� die gesetzliche Konzeption zugrunde, dass im Falle vereinbarungsgemÃ¤Ã�er
Verwendung des Wertguthabens AnknÃ¼pfungspunkt fÃ¼r die Beitragsbemessung
nur das wÃ¤hrend der Arbeitsphase bzw. der Freistellungsphase jeweils fÃ¤llige
tatsÃ¤chliche bzw. fingierte Arbeitsentgelt ist, weil nur dieses als im jeweiligen
Zeitraum erzielt gilt. Das bedeutet, dass die Arbeitgeberbeitragsanteile, die das
wÃ¤hrend der Freistellungsphase fingierte Arbeitsentgelt betreffen, zum Zeitpunkt
der hier streitigen BetriebsprÃ¼fung noch nicht fÃ¤llig waren, mithin auch nicht
â��nachgefordertâ�� werden konnten. Die Frage, ob die noch nicht fÃ¤lligen
Arbeitgeberbeitragsanteile bereits ins Wertguthaben eingezahlt und abgesichert
sind (vgl. Â§ 7d Abs. 1 Satz 1 SGB IV, wonach Wertguthaben als
Arbeitsentgeltguthaben einschlieÃ�lich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu fÃ¼hren sind), ist hiervon unabhÃ¤ngig zu
beurteilen. DiesbezÃ¼glich bleibt als â��Mittel der Wahlâ�� nur die
Vorgehensweise nach Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 SGB IV. Wie bereits dargelegt, hat die
Beklagte vorliegend aber (selbst bei unterstellter Bestimmtheit) unzulÃ¤ssige
Rechtsfolgen an diese Kompetenznorm geknÃ¼pft.

cc) Der Mangel der Bestimmtheit des angefochtenen Verwaltungsaktes kann im
gerichtlichen Verfahren schlieÃ�lich auch nicht durch ein â��Nachschieben von
GrÃ¼ndenâ�� behoben oder deswegen hingenommen werden, weil die Beteiligten
durch den Rechtstreit die grundsÃ¤tzliche KlÃ¤rung einer Rechtsfrage anstreben
(vgl. BSG, Urteil vom 23. Mai 1995 â�� 12 RK 63/93 â�� juris, Rn. 14). Aus
denselben GrÃ¼nden kann der erlassene Bescheid vom 24. August 2015 auch nicht
gemÃ¤Ã� Â§ 43 SGB X in einen Bescheid im Sinne von Â§ 7e Abs. 6 Satz 1 SGB IV
umgedeutet werden. Denn die Festsetzung des
Gesamtsozialversicherungsbeitrages fÃ¼r die Wertguthaben wÃ¤re auf ein anderes
Ziel gerichtet. Die Beklagte hat eine entsprechende Beitragsberechnung bislang
auch nicht durchgefÃ¼hrt. Die Gerichte sind indes schon im Hinblick auf ihre
Kontrollfunktion im Rahmen der Gewaltenteilung nicht berechtigt oder gar gehalten,
bei unzureichender Bestimmtheit des PrÃ¼fbescheides eine umfassende PrÃ¼fung
der BeitragsabfÃ¼hrung auf Seiten des betroffenen Arbeitgebers durchzufÃ¼hren,
um dann eine Beitragsnacherhebung durch Urteil erstmalig festzusetzen (LSG
Niedersachsen-Bremen, Teilurteil vom 18. Juni 2016 â�� a.a.O., Rn. 61 ff.). Hierin
lÃ¤ge zudem eine unzulÃ¤ssige â��reformatio in peiusâ�� (vgl. BSG, Urteil vom 27.
April 2021Â â�� B 12 R 18/19 RÂ â�� juris, Rn. 41).

b) Die erhobene Leistungsklage ist hingegen unzulÃ¤ssig.

aa) Die KlÃ¤gerin konnte ihr Leistungsbegehren zunÃ¤chst nicht im Rahmen eines
Antrags auf Vollzugsfolgenbeseitigungsanordnung gemÃ¤Ã� Â§ 131 Abs. 1 Satz 1
SGG geltend machen.
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Wird â�� wie vorliegend â�� ein Verwaltungsakt, der bereits vollzogen ist,
aufgehoben, so kann das Gericht danach aussprechen, dass und in welcher Weise
die Vollziehung des Verwaltungsakts rÃ¼ckgÃ¤ngig zu machen ist. Dies ist
allerdings nur zulÃ¤ssig, wenn die Verwaltungsstelle rechtlich dazu in der Lage und
diese Frage ohne weiteres in jeder Beziehung spruchreif ist (Â§ 131 Abs. 1 Satz 2
SGG). Die gerichtliche Anordnung der Vollzugsbeseitigung setzt als Annex zur
Anfechtungsklage ferner voraus, dass es sich bei der zu beseitigenden Situation um
eine unmittelbare Folge der Vollziehung des rechtswidrigen Verwaltungshandelns
handelt, die nicht erst durch ein weiteres Verhalten des Betroffenen oder Dritter
verursacht worden ist (SchÃ¼tz, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, Stand: Juni 2022,
Â§Â 131 Rn. 16; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum
SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 131 Rn. 4, jeweils m.w.N.).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfÃ¼llt. Die KlÃ¤gerin kann eine
RÃ¼ckzahlung der von den Einzugsstellen vorlÃ¤ufig eingezogenen BeitrÃ¤ge
schon deshalb nicht im Wege der Vollzugsfolgenbeseitigung geltend machen, weil
es sich bei der BeitragsabfÃ¼hrung nicht um eine unmittelbare Folge des
aufgehobenen PrÃ¼fbescheids der Beklagten handelt. Denn das Verfahren zur
Erhebung von GesamtsozialversicherungsbeitrÃ¤gen ist im Rahmen einer
BetriebsprÃ¼fung zweigeteilt. Dem Zahlungsbescheid des prÃ¼fenden
RentenversicherungstrÃ¤gers kommt in diesem Verfahren lediglich die Funktion
eines Grundlagenbescheides fÃ¼r die Beitragserhebung zu (BSG, Urteil vom 28. Mai
2015 â�� B 12 R 16/13 R â�� juris, Rn. 23; Urteil vom 15. September 2016 â�� B 12
R 2/15 R â�� juris, Rn. 24; vgl. auch Scheer â�� a.a.O., Rn. 255 ff.). Die
Entscheidung, ob und unter welchen Bedingungen ein solcher Bescheid vollzogen
wird und die BeitrÃ¤ge (vorlÃ¤ufig) eingezogen werden, obliegt nach Â§ 28h Abs. 1
SGB IV allein den Einzugsstellen als GlÃ¤ubiger des
Gesamtsozialversicherungsbeitrags (vgl. zuletzt Senatsbeschluss vom 19. Juli 2022
â�� L 4 BA 956/22 ER â�� n.v.). Aus den gleichen GrÃ¼nden kann auch der von der
KlÃ¤gerin geltend gemachte Anspruch auf Zinsen fÃ¼r die entrichteten BeitrÃ¤ge
nicht im Wege eines Antrags nach Â§ 131 Abs. 1 Satz 1 SGG durchgesetzt werden
(vgl. LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29. August 2019 â��Â LÂ 6 U 3728/18
â�� juris, Rn. 74 ff.). Denn der Zinsanspruch betrifft in der Sache immer den Ersatz
entgangener eigener Zinsen oder andere Nachteile, die nur mittelbar durch die
rechtswidrige VermÃ¶gensverschiebung entstanden sind. Im Ã�brigen ist die
KlÃ¤gerin rechtlich auch nicht dazu in der Lage, den erfolgten Beitragseinzug
rÃ¼ckabzuwickeln. Denn fÃ¼r die Erstattung der BeitrÃ¤ge sind die
SozialversicherungstrÃ¤ger zustÃ¤ndig, denen die entsprechenden BeitrÃ¤ge
letztlich zugeflossen sind (BSG, Urteil vom 23. Mai 2017 â�� B 12 KR 9/16 R â��
juris, Rn. 28; WaÃ�er in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IV, Stand: August 2021,
Â§Â 26 SGB Rn. 132). Eine RÃ¼ckerstattung durch die Beklagte kÃ¶nnte daher
allenfalls hinsichtlich der RentenversicherungsbeitrÃ¤ge erfolgen. Allerdings ist
gemÃ¤Ã� Â§ 211 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in Verbindung mit
den zwischen den SpitzenverbÃ¤nden der SozialversicherungstrÃ¤ger vereinbarten
â��Gemeinsamen GrundsÃ¤tzen fÃ¼r die Auf- und Verrechnung und Erstattung zu
Unrecht gezahlter BeitrÃ¤ge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung aus einer BeschÃ¤ftigungâ�� (in der Fassung vom 20.
November 2019, Ziffer 4.3.1) auch die Entscheidung Ã¼ber die Erstattung der
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BeitrÃ¤ge zur Gesetzlichen Rentenversicherung auf die Einzugsstellen
Ã¼bertragen. Ein Ausnahmefall im Sinne von 4.3.2 dieser GrundsÃ¤tze ist weder
ersichtlich noch von der KlÃ¤gerin dargetan worden. Die Beklagte ist fÃ¼r die
RÃ¼ckabwicklung des Beitragseinzugs mithin nicht zustÃ¤ndig.

bb) Eine originÃ¤re Leistungsklage auf Verurteilung der Beklagten zur
RÃ¼ckerstattung der eingezogenen BeitrÃ¤ge und zur Zahlung von Zinsen fÃ¼r die
Beitragsforderung ist ebenfalls unzulÃ¤ssig, weil insoweit weder ein anfechtbarer
Verwaltungsakt vorliegt noch ein Vorverfahren durchgefÃ¼hrt worden ist. Ã�ber
AnsprÃ¼che aus Â§ 26 Abs. 2, Â§ 27 SGB IV hat grundsÃ¤tzlich zunÃ¤chst eine
Verwaltungsentscheidung zu ergehen, sodass gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 5 SGG nicht
unmittelbar Klage auf die Leistung erhoben werden kann (LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29. August 2019 â�� a.a.O., Rn. 73). Im Ã�brigen hat die
KlÃ¤gerin auch keinen hinreichend bestimmten Klageantrag gestellt. Denn sie hat
â�� obgleich sie den geltend gemachten Anspruch auf BeitragsrÃ¼ckerstattung aus
abgeschlossenen VorgÃ¤ngen in der Vergangenheit herleitet â�� weder ihren
Zahlungsantrag beziffert noch dargelegt, welche BeitrÃ¤ge von den Einzugsstellen
bereits eingezogen worden sind (vgl. zur Erforderlichkeit der Bezifferung und
Substantiierung: BSG, Urteil vom 10. MÃ¤rz 2022 â�� B 1 KR 2/21 R â�� juris, Rn. 7
m.w.N.; fÃ¼r eine Klage auf BeitragsrÃ¼ckerstattung: LSG Nordrhein-Westfalen,
Urteil vom 17. Dezember 2013 â�� L 18 KN 362/10 â�� juris, Rn. 28).

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 3 SGG i.V.m. 
Â§ 155 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Nachdem sich die Beigeladenen
am Verfahren auch in der Berufungsinstanz nicht beteiligt haben, war es nicht
angezeigt, ihre auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beklagten oder KlÃ¤gerin
aufzuerlegen (Â§Â§ 162 Abs. 3, 154 Abs.3 VwGO).

5. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

6. Der Streitwert ergibt sich gemÃ¤Ã� Â§ 197 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 SGG in
Verbindung mit Â§ 63 Abs. 2 Satz 1, Â§ 52 Abs. 1 und 3 Satz 1, Â§ 47 Abs. 1
Gerichtskostengesetz (GKG) auch fÃ¼r das Berufungsverfahren aus der HÃ¶he der
angegriffenen, durch den angefochtenen Bescheid festgesetzten Forderung. Der
Leistungsantrag der KlÃ¤gerin wirkt sich vorliegend nicht streitwerterhÃ¶hend aus.
Sind bei einer objektiven KlagehÃ¤ufung die verschiedenen prozessualen
AnsprÃ¼che â��Â wie hier â�� auf dasselbe wirtschaftliche Ergebnis gerichtet,
bilden sie kostenrechtlich eine Einheit mit der Folge, dass wegen des einheitlichen
Interesses entgegen der Grundregel des Â§ 39 Abs.Â 1 GKG eine
Zusammenrechnung der einzelnen Streitwerte unterbleibt und in entsprechender
Anwendung von Â§Â§ 44, 45 Abs. 1 Satz 2 GKG nur der hÃ¶here Streitwert
anzusetzen ist (vgl. Schindler, in: DÃ¶rndorfer/Wendtland/Gerlach/Diehn, BeckOK
Kostenrecht, Stand: April 2022, Â§ 39 GKG Rn. 17 f.; DÃ¶rndorfer, in:
Binz/DÃ¶rndorfer/Zimmermann, Kommentar zum GKG, FamGKG, JVEG, 5. Auflage
2021, Â§ 39 GKG Rn. 2).
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